
Niedersächsischer Landtag − 16. Wahlperiode Drucksache 16/4418 

 

 

Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Almuth von Below-Neufeldt (FDP), eingegangen am 04.10.2011 

Studienbeiträge 

Gut ausgestattete und leistungsfähige Hochschulen liegen im Interesse der Studierenden sowie 
von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft. Um die Finanzierung und die Qualität zu stärken, wurden 
zum Wintersemester 2006/2007 für Studienanfänger in Niedersachsen Studienbeiträge eingeführt. 
Durch den bonitätsunabhängigen und zinsgünstigen Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen wird 
nach Auffassung von Befürwortern der Studienbeiträge niemand vom Studium abgehalten. Dieser 
Auffassung zufolge leisten die Studierenden damit einen eigenen sozialverträglichen Beitrag zur 
Verbesserung ihrer Studienbedingungen und damit zur Verbesserung ihrer eigenberuflichen Zu-
kunftsperspektiven, zur finanziellen Ausstattung der Hochschule. In anderen Bundesländern wurde 
die Erhebung der Studienbeiträge jedoch rückgängig gemacht. Als Gründe hierfür werden oftmals 
genannt, dass die Beiträge eine abschreckende Wirkung für die Studieninteressierten hätten und 
eine Kluft in die Gesellschaft reißen würden. Jedoch hat die Studie des Stifterverbandes für die 
Deutsche Wissenschaft gezeigt, dass die Zahl der Studienanfänger unabhängig von Studienbeiträ-
gen ansteigt. Die Hochschul-Informations-System GmbH hat darüber hinaus in ihrer Stellungnahme 
über die „Abschaffung von Studiengebühren“ (November 2010) dargelegt, dass sich die Studienbei-
träge als vorteilhaft für die Entwicklung der Studienqualität erwiesen und folglich die Lehrqualität in 
den „Gebührenländern“ stärker als in anderen Ländern zugenommen habe. In Niedersachsen ist 
das Betreuungsverhältnis als das Beste im Bundesvergleich bewertet worden. Zudem seien die 
Abbrecherzahlen erheblich gesunken. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

1. Wofür wurden die bisher eingenommenen Studienbeiträge verwendet?  

2. Inwiefern beteiligen die Hochschulen die Studierenden bei der Entscheidung über die Ver-
wendung der Studienbeiträge?  

3. Für welche Leistungen haben sich die Studentenvertreter bei der Mittelverteilung aus den 
Studienbeiträgen eingesetzt? 

4. Welche Szenarien wären zu erwarten, wenn die Studienbeiträge ersatzlos entfallen würden 
(z. B. Beschäftigungsverhältnisse, Qualität der Lehre, Leistungen/Angebote für die Studieren-
den)? 

5. Wie beurteilt die Landesregierung den Wettbewerb zwischen den Hochschulen um die besten 
Studierenden und in der Qualität der Lehre? 

6. Wie könnte der Wettbewerb gestärkt werden? 

7. Wie viele Studierende haben in Niedersachsen den Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen 
wahrgenommen? 

8. Auf welchen Wegen wird über die Finanzierungsmöglichkeit mittels Studienbeitragskredit in-
formiert? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 31.10.2011 - II/72 - 1148) 
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Antwort der Landesregierung  

Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 19.01.2012 
 für Wissenschaft und Kultur 
 - M - 01 420-5/1148 - 

Die Hochschulen in staatlicher Verantwortung erheben gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 NHG von Studie-
renden in grundständigen Studiengängen sowie in Masterstudiengängen im Rahmen von konseku-
tiven Studiengängen für das lehrbezogene fachliche Leistungsangebot der Lehreinheiten und zent-
ralen Einrichtungen sowie für Lehr- und Lernmaterialien Studienbeiträge. Die Studienbeiträge sind 
für jedes Semester der Regelstudienzeit zuzüglich vier weiterer Semester in Höhe von 500 Euro zu 
erheben (§ 11 Abs. 1 Satz 2 NHG).  

Die Einnahmen aus Studienbeiträgen hat die Hochschule gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 NHG einzu-
setzen, um insbesondere das Betreuungsverhältnis zwischen Studierenden und Lehrenden zu 
verbessern, zusätzliche Tutorien anzubieten und die Ausstattung der Bibliotheken sowie der Lehr- 
und Laborräume zu verbessern; sie kann sie auch für die Vergabe von Stipendien nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 8 NHG sowie zur Förderung der hochschulbezogenen sozialen Infrastruktur einsetzen. 
Die Aufzählung im niedersächsischen Hochschulgesetz ist nicht abschließend, um den Hochschu-
len die Möglichkeit zu bieten, die Studienbeiträge innerhalb des gesetzlichen Rahmens für den 
größtmöglichen, spezifisch standort- und fächerabhängigen Nutzen ihrer Studierenden einzuset-
zen. Dies entspricht dem Anspruch der niedersächsischen Landesregierung, den Hochschulen kei-
ne Detailregelungen vorzugeben, sondern ihnen ein hohes Maß an Flexibilität und Autonomie zu-
zugestehen. Alle Maßnahmen, die die Qualität des Studiums und der Lehre verbessern, können die 
Hochschulen aus den Einnahmen aus Studienbeiträgen finanzieren.  

Zur Vorbereitung der Beantwortung der Anfrage wurden auch die niedersächsischen Hochschulen 
um Stellungnahme gebeten. Es wird gebeten, die Stellungnahmen der Hochschulen den jeweiligen 
Fragekomplexen zu entnehmen. 

Zusammengefasst kann festgestellt werden, dass Studienbeiträge ein höheres Qualitätsniveau 
beim Studium sichern und damit einen deutlichen Wettbewerbsvorteil für die niedersächsischen 
Hochschulen darstellen. Die Studienbeiträge bieten aber auch den Studierenden wichtige Vorteile. 
Durch die mittels der Studienbeiträge erreichten zusätzlichen Verbesserungen, z. B. bei der 
Betreuung der Studierenden, steigt auch die Erfolgsquote beim Studium. Rund 60 % der Einnah-
men aus Studienbeiträgen wurden im Jahr 2010 für zusätzliches Personal verwendet. Dadurch er-
fahren die Studierenden in Niedersachsen eine noch bessere Betreuung. Im Zusammenhang damit 
steht, dass Niedersachsen wegen der guten Studienbedingungen zu den Bundesländern mit der 
höchsten Erfolgsquote zählt.  

Bessere Studienbedingungen ermöglichen einen besseren Studienabschluss in kürzerer Zeit. Da-
mit verbunden sind ein schnellerer Einstieg ins Berufsleben und bessere Verdienstmöglichkeiten. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens der Landesregierung wie folgt beantwortet:  

Zu 1:  

Gemäß § 72 Abs. 7 S. 1 NHG waren die in den §§ 11, 11 a, 13, 14 und 17 NHG getroffenen Rege-
lungen zur Erhebung von Studienbeiträgen zu evaluieren und das Ergebnis dem Landtag bis zum 
30.06.2010 vorzulegen. Dieser Verpflichtung ist das Ministerium für Wissenschaft und Kultur 
(MWK) durch Erstellung des Berichtes zur Evaluation der Studienbeiträge nachgekommen. Inso-
weit wird zur Beantwortung der Frage für die Jahre 2006 bis 2009 auf diesen Bericht (Drs. 16/2660, 
Kapitel 1, 4 und 5 sowie die Anlagen) verwiesen.  

Eine gesetzliche Verpflichtung zur Fortführung der Evaluation der Studienbeiträge besteht nicht.  
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Das MWK hatte die Hochschulen jedoch mit Schreiben vom 09.07.2010 darüber unterrichtet, dass 
die im Rahmen der Evaluation der Studienbeiträge durchgeführte Datenerhebung unter Verwen-
dung des bereits bekannten Datenrasters zunächst - beginnend ab dem Sommersemester 2010 - 
fortgeführt werden soll.  

Gegenstand der Fortführung der Datenerhebung sind dabei Semester– und Jahreserhebungen, die 
von den Hochschulen (wie in der Vergangenheit) zu festen Stichtagen zu übersenden sind. Erhe-
bungen für das abgelaufene Sommersemester (SoSe) sind bis zum 15. Januar, die Daten für das 
abgelaufene Wintersemester (WiSe) und die Jahreserhebungen sind bis zum 15. Juni des Folge-
jahres zu übersenden. Jahreserhebungen umfassen dabei grundsätzlich das jeweils abgelaufene 
Sommersemester und das abgelaufene Wintersemester (bei Universitäten also den Zeitraum vom 
01.04. bis 31.03.). Im Hinblick auf die weitere Entwicklung liegen Daten für das Jahr 2010 vor. Eine 
Auswertung für das Jahr 2011 kann erst nach dem Berichtstermin zum 15.06.2012 vorgenommen 
werden. 

Nach den in der Einleitung beschriebenen Vorgaben sollen die Mittel insbesondere für zusätzliches 
haupt- und nebenberufliches Personal verwendet werden. Im Jahr 2010 wurden ca. 58 Mio. Euro 
(ca. 59,63 %) für zusätzliches Personal aufgewendet. Aus Studienbeiträgen finanziertes zusätzli-
ches Lehrpersonal führt auch in zulassungsbeschränkten Studiengängen nach § 9 Satz 3 NHZG 
nicht zu einer Ausweitung der Aufnahmekapazität, sondern ausschließlich zur Verbesserung der 
Lehre, so dass mit einer vermehrten Verwendung der Einnahmen aus Studienbeiträgen für zusätz-
liches Lehrpersonal die Betreuungsrelationen zwischen Lehrenden und Studierenden weiterhin 
spürbar verbessert werden.  

Bei der Verwendung der Einnahmen aus Studienbeiträgen wurde die anfängliche Zurückhaltung 
der Hochschulen zwischenzeitlich aufgegeben. Nachdem bereits im Jahr 2008 rund 90 % der Ein-
nahmen aus Studienbeiträgen für den gesetzlichen Zweck verwendet wurden, lag die Verwen-
dungsquote im Jahr 2009 bei rund. 103 %. Auch im Jahr 2010 konnte eine Verwendungsquote von 
über 100 % erzielt werden (ca. 102 %).  

Eine weitere Steigerung ist für die Zukunft zu erwarten. Bei elf Hochschulen (TU Braunschweig: 
128,68 %, TU Clausthal 110,91 %, Universität Hannover 112,21 %, MHH 119,49 %, Universität Ol-
denburg 114,50 %, Universität Vechta 133,19 %, Hochschule Braunschweig/Wolfenbüttel 
106,69 %, Universität Göttingen 102,46 %, TiHo 104,92 %, Universität Hildesheim 106,99 % und 
der Hochschule Osnabrück mit 102,24 %) wird dieser Wert bereits (teilweise deutlich) im Jahr 2010 
überschritten.  

Die Angaben über die Verwendung der Studienbeiträge im Jahr 2010 (Jahreserhebungen - Stand 
August 2011) können der Anlage entnommen werden. Die Unterlage wurde dem Landtag (AfWuK 
und AfHuF) bereits im Rahmen der Haushaltsberatungen zur Verfügung gestellt.  

Zu 2:  

Die hochschulinterne Verteilung der Einnahmen aus Studienbeiträgen zur zweckentsprechenden 
Verwendung liegt in der Entscheidungshoheit der jeweiligen Hochschule und wird unterschiedlich 
gehandhabt. Bei zahlreichen Anlässen, insbesondere aber mit Schreiben des MWK vom 
04.07.2008 (22B.5-70006-114) sind die Hochschulen auf die besondere Bedeutung der Teilhabe 
der Studierenden an den Planungen und Entscheidungen über die Verwendung der Einnahmen 
aus Studienbeiträgen hingewiesen worden. Die Hochschulen wurden dabei aufgefordert, neben ei-
ner verfahrensmäßigen Einbeziehung Studierender eine offensive Informationspolitik zu betreiben. 
Die Studierenden werden an allen Hochschulen in Niedersachsen an den Entscheidungen über die 
Verwendung der Einnahmen aus Studienbeiträgen beteiligt und nehmen die ihnen gegebenen 
Möglichkeiten engagiert wahr (s. auch Bericht zur Evaluation der Studienbeiträge (Drs. 16/2660, 
Kapitel 1 und 4). Gemäß am 22.06.2010 unterschriebenem Zukunftsvertrag II haben sich die Hoch-
schulen verpflichtet, sicherzustellen, dass die Studierenden maßgeblich beteiligt werden. 

Aufgrund der Verantwortlichkeit für die Hochschulfinanzen muss jedoch - unter Berücksichtigung 
der Teilhabe der Studierenden - auch zukünftig die endgültige Verantwortung beim Präsidium der 
Hochschule liegen. In Fällen, in denen ein Einvernehmen zwischen Studierenden und Präsidium 
nicht zu erzielen ist, z. B. weil die Studierenden eine gesetzlich angelegte und gewünschte Ver-
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wendung kategorisch ablehnen (z. B. Verwendung für hauptberufliches Personal), hat das Präsidi-
um in eigener Verantwortung abschließend zu entscheiden.  

Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Technische Universität  
Braunschweig (TU BS) 

Die Studierenden sind seit der anfänglichen Arbeitsgruppe (Früh-
jahr/Sommer 2006), die über die Verwendung von Studienbeiträ-
gen und den Vergabeprozess an der TU BS beraten hat, maß-
geblich an der Diskussion sowie auch beim Vergabeverfahren 
von Studienbeiträgen beteiligt. Die Zusammenarbeit zwischen 
Vertretern der Studierenden und Hochschule läuft sehr gut. In 
den zuständigen Gremien (Studienkommissionen und Kommissi-
on für Studium und Weiterbildung), die über die Vergabe der Stu-
dienbeiträge entscheiden, sind die Studierenden paritätisch ver-
treten. Bei der Verteilung der Studienbeitragsmittel sind pro Se-
mester 4% der Gesamtsumme für Maßnahmen aus der Gruppe 
der Studierendenvertreter (AStA/Fachschaften) reserviert. 
Fachschaften und Studierendenvertreter können Anträge auf 
Verwendung von Mitteln aus Studienbeiträgen stellen. Die Stu-
dierendenvertreter erhalten von zentraler Stelle aus wie alle an-
deren Hochschulvertreter die jeweils aktuellsten Neuigkeiten 
(Vergabeverfahren, Antragstellung, Rückmeldung). 

Technische Universität  
Clausthal (TU CL) 

Die Studierenden sind in der Beratungskommission des Präsidi-
ums zur Vorbereitung der Entscheidung zur Verwendung der 
Studienbeiträge durch Vertreter aus den Studienkommissionen 
und dem AStA repräsentiert, in den Fakultätsräten entsprechend 
den herkömmlichen Paritäten.  

Leibniz Universität Hannover 
(LUH) 

In den Fakultäten der LUH erarbeiten und beraten die Studien-
kommissionen, in denen Studierende grundsätzlich mehrheitlich 
vertreten sind, Vorschläge zur Verwendung der Studienbeiträge. 
Die Studierenden werden weiterhin in den vorhandenen Gre-
mienstrukturen (Fakultätsräte, Haushaltskommission, Senat) an 
den Stellungnahmen bzw. Empfehlungen zur Verwendung der 
Studienbeiträge beteiligt. Über das Programm Leibniz KIQS, das 
einen Teil der Studienbeiträge auf Antrag für innovative Maß-
nahmen bereitstellt, können Studierende eigene Projektvorschlä-
ge unterbreiten. 

Medizinische Hochschule 
Hannover (MHH) 

Grundsätzlich werden Vorschläge zur Verwendung der Studien-
beiträge an der MHH durch die zuständigen Studienkommissio-
nen gemäß § 45 NHG erarbeitet, in der die studentischen Vertre-
ter die Mehrheit besitzen und letztlich durch den Senat der MHH 
beschlossen. Bisher ist kein Beschluss des Senats über die Ver-
wendung der Studienbeiträge gegen die Stimmen der studenti-
schen Vertreter erfolgt. 

Universität Oldenburg Studierende sind an der Universität Oldenburg auf zentraler und 
dezentraler Ebene an der Entscheidung über die Vergabe der 
Studienbeitragsmittel beteiligt. Dies ist in einer universitätsinter-
nen Richtlinie festgelegt. 
Über die zentralen Mittel wird durch das Präsidium nach Bera-
tung durch eine Kommission entschieden. Die Kommission ist pa-
ritätisch mit Studierenden (5 Mitglieder, je eines pro Fakultät) und 
Vertretern der Fakultäten, zentralen Einrichtungen und Dezernate 
(insgesamt 5 Mitglieder) besetzt. 
In den Fakultäten, d. h. auf der dezentralen Ebene wird in den 
Studienkommissionen, die paritätisch mit Lehrenden und Studie-
renden besetzt sind, über die Verteilung und Verwendung der 
dezentralen Mittel entschieden. 
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Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Universität Osnabrück  Zunächst waren die Studierenden an der 2006 getroffenen und 
noch immer noch geltenden Grundsatzentscheidung des Senates 
beteiligt, wonach 
a) den Fachbereichen Mittel aus Studienbeiträgen zur Verfü-

gung gestellt werden, um vor Ort Verbesserungen in Studium 
und Lehre herbeizuführen, 

b) Mittel für fachbereichsübergreifende Aufgaben zur Verbesse-
rung von Studium und Lehre sowie 

c) zur Verbesserung der Infrastruktur für Studium und Lehre 
vorgehalten werden sollen und  

d) der Universitätsbibliothek Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Abschließende Entscheidungen des Präsidiums über fachbe-
reichsübergreifende Ausgaben zur Verbesserung von Studium 
und Lehre (vgl. Ziffer b) werden seither in der Zentralen Studien-
kommission vorbereitet, so dass hier der paritätischen Beteili-
gung der Studierendenvertreter Rechnung getragen wird. Eine 
paritätische Beteiligung der Studierenden in den Fachbereichen 
erfolgt in den dortigen Gremien (Studienkommissionen). 
Auch die Beratung über Aufkommen und Aufteilung des jährli-
chen Mittelaufkommens aus Studienbeiträgen erfolgt zunächst in 
der Zentralen Studienkommission (ZSK), die sich zusammensetzt 
aus drei Mitgliedern der Hochschullehrergruppe, jeweils einem 
Mitglied der Mitarbeitergruppe  und der MTV-Gruppe sowie aus 
fünf Mitgliedern der Studierendengruppe. Das Beratungsergebnis 
der ZSK wird anschließend im  
Senatsauschuss für Finanzen und Hochschulentwicklung (AFH) 
beraten; auch hier ist ein Mitglied der Studierendengruppe vertre-
ten. 

Hochschule für Bildende 
Künste Braunschweig (HBK) 

Die HBK hat von Anfang an bei der Verwendung der Einnahmen 
aus Studienbeiträgen besonderen Wert auf die Grundsätze 
- Transparenz und Mitwirkung der Studierenden - gelegt. 
Alle Mitglieder der Hochschule sind berechtigt, Vorschläge für 
Maßnahmen, die aus Studienbeiträgen finanziert werden sollen, 
zu unterbreiten. Es besteht für studentische Gremienvertreterin-
nen und -vertreter ein Einspruchsrecht gegen Beschlussfassun-
gen des Präsidiums und der Fachkommissionen zur Verwendung 
von Studienbeiträgen. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung 
und erzwingt eine erneute Behandlung im Präsidium. Die Grund-
sätze zur Budgetverteilung und Verwendung der Studienbeiträge 
werden durch die paritätisch mit Studierenden besetzte Studien-
kommission vorbereitet. 
Den Fachkommissionen wird aus den Studienbeitragseinnahmen 
jeweils ein dezentraler Mittelanteil zur Verfügung gestellt. Im Vor-
dergrund stehen hierbei vornehmlich unmittelbar studienbezoge-
ne Fördermaßnahmen, die entweder in die Infrastrukturen der 
jeweiligen Studiengänge fließen oder den Studierenden in Form 
von Projektförderung,  
Materialkostenzuschüssen oder Studienabschlussförderung di-
rekt zukommen. 
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Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Hochschule für Musik, Thea-
ter und Medien Hannover 
(HMTMH) 

An der HMTMH gibt es unter der Leitung des hauptamtlichen Vi-
zepräsidenten einen Ausschuss zur Vergabe von Studienbeiträ-
gen. Stimmberechtigt sind ausschließlich Studierende, die Maß-
nahmen beantragen können, über beantragte Maßnahmen ab-
stimmen und mit denen grundsätzliche Fragen der Verwendung 
von Studienbeiträgen erörtert werden. Behandelt werden alle An-
gelegenheiten ab 5 000 Euro. Die dezentralen Angelegenheiten 
werden in den Fachkommissionen entschieden, in denen ein stu-
dentisches Mitglied vertreten ist. Das Präsidium legt mindestens 
einmal im Jahr im Senat eine vollständige Übersicht über die 
Verwendung von Studienbeiträgen vor, die nach Beschlussfas-
sung auch im Intranet veröffentlicht wird. 

Universität Vechta Mit der Einführung der Studienbeiträge wurde unter Vorsitz der 
Vizepräsidentin für Lehre und Studium die Arbeitsgruppe Stu-
dienbeiträge gegründet. Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe wird 
besprochen, wie die Studienbeiträge eingesetzt werden können 
und wie eine konkrete Umsetzung stattfinden kann. Um die Mei-
nungen der Studierenden berücksichtigen zu können, befinden 
sich in der Arbeitsgruppe auch studentische Vertreterin-
nen/Vertreter. Sie haben die Möglichkeit, eigene Vorschläge und 
Ideen einzubringen und die Verwendung der Studienbeiträge mit 
im Blick zu behalten. 
Des Weiteren haben die Studierenden die Möglichkeit, auf den 
Internetseiten zum Thema „Studienbeiträge“ Ideen und Vorschlä-
ge direkt über ein Kontaktformular abzugeben. Diese werden von 
der Stelle für Verwendung von Studienbeiträgen bearbeitet und 
schließlich in der Arbeitsgruppe Studienbeiträge vorgestellt und 
besprochen. Zusätzlich wird für bestimmte Entscheidungen ein 
Großteil der Studierenden befragt. Anhand einer Evaluation 
bspw. mithilfe von Fragebögen werden die Meinungen der Stu-
dierenden eingeholt und die Auswertungsergebnisse bei der Ent-
scheidung zur Verwendung der Studienbeiträge berücksichtigt 
(Beispiel: Evaluation zu den Öffnungszeiten der Bibliothek).  

Hochschule Braunschweig/ 
Wolfenbüttel (Ostfalia) 

Die Studierenden werden durch die Hochschule sowohl auf der 
Fakultätsebene als auch auf Hochschulebene in die Mittelvertei-
lung einbezogen und beteiligt. 
Auf Hochschulebene findet jährlich ein Gespräch zwischen den 
Studierendenvertreterinnen und -vertretern und dem Präsidenten 
statt, in dem die Studierenden die Möglichkeit haben, aus ihrer 
Sicht notwendige Dinge zu benennen, die aus Studienbeiträgen 
finanziert werden sollten. Die dort entstandenen Listen werden 
mit den jeweils betroffenen Bereichen diskutiert und soweit mög-
lich und sinnvoll umgesetzt. 
Auf Fakultätsebene erfolgt die Beteiligung der Studierenden über 
die Fakultätsräte und die Regelung der Hochschule, dass die 
Fachschaftsräte vor Beschlussfassung über die den Fakultäten 
zugeordneten Anteile der Studienbeiträge zu hören sind. 
Weiterhin ist in der Hochschule eine paritätisch besetzte Arbeits-
gruppe mit den Studierenden eingerichtet, in der die Verteilung 
der Studienbeiträge insgesamt diskutiert wird.  
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Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Hochschule Hannover Die Entscheidungen über die Verwendung der Studienbeiträge 
werden nach Budgetierung für Zentrale Mittel und Fakultätsmittel 
von den jeweiligen Studienkommissionen gefällt. Die Senats-
kommission Studienbeiträge und auf Fakultätsebene die Studien-
kommissionen sind hälftig mit Studierendenvertretern besetzt, 
was ein hohes Maß an Mitsprache bei der Entscheidung gewähr-
leistet. 

Hochschule Hildesheim/ 
Holzminden/Göttingen 
(HAWK) 

Die Studienbeiträge werden an der HAWK zu 55 % nach einem 
Schlüssel (Anzahl Studierende) den Fakultäten zugewiesen. Die-
se entscheiden im Rahmen von mit dem Präsidium abgeschlos-
senen Zielvereinbarungen über die Verwendung dieses Anteils 
der Studienbeiträge. Die Entscheidungen in den Fakultäten wer-
den von Studienbeitragskommissionen getroffen, in denen die 
Studierenden mit 50 % der Sitze vertreten sind. 
Die zweckentsprechende Verwendung der Studienbeiträge im 
Rahmen der Zielvereinbarung wird im Abstand von zwei Jahren 
evaluiert und dem Präsidium berichtet. 
Zu 45 % werden die Studienbeiträge zentral verwaltet und ver-
ausgabt; auch hier wird die Entscheidung über die Verteilung der 
jährlichen Budgets von einer zentralen Studienbeitragskommissi-
on getroffen, in der die Studierenden zu 50 % vertreten sind. 

Hochschule Emden/Leer Die Hochschule Emden/Leer hat eine vom Senat verabschiedete 
Richtlinie, wonach die Studierenden unter paritätischer Einbin-
dung der durch das Studierendenparlament gewählten Vertrete-
rinnen/Vertreter der Studierenden an den Entscheidungen über 
die Verwendung der Studienbeiträge zu beteiligen sind. Die 
Richtlinie ist auf der Homepage der Hochschule unter www.hs-
emden-leer.de  Hochschule  Ordnungen/Richtlinien einseh-
bar.  

Hochschule Wilhelmshaven/ 
Oldenburg/Elsfleth 
(Jade Hochschule) 

In der Richtlinie zur Verwendung der Studienbeiträge ist die Be-
teiligung der Studierenden an der Entscheidung über die Ver-
wendung der Studienbeiträge verankert. 60 % der Studienbei-
tragsmittel fließen den sechs Fachbereichen der Jade Hochschu-
le für dezentrale Maßnahmen zu, die angemessene Beteiligung 
der Studierenden ist laut Richtlinie von den Fachbereichen selbst 
zu regeln. Die verbleibenden 40 % der Studienbeitragsmittel wer-
den im Rahmen einer Sitzung der Kommission zur Vergabe der 
Studienbeiträge für hochschulübergreifende Maßnahmen verge-
ben. Die Studierenden werden hier paritätisch eingebunden, die 
Kommissionsmitglieder setzen sich zusammen aus dem Präsidi-
um und einer gleichen Anzahl durch das Studierendenparlament 
gewählter Studierender. 

Universität Göttingen  
(einschließlich Universitäts-
medizin) 

Grundsätzlich können alle Mitglieder der Universität Vorschläge 
zur Verwendung von Studienbeiträgen einreichen. Die über die 
Verwendung der Studienbeiträge beratenden Gremien sind hälf-
tig mit Studierenden besetzt. In der zentralen Kommission stellen 
die Studierenden zudem den Vorsitz. Die Zusammensetzung der 
Kommissionen sowie die Verwendung der Studienbeiträge wer-
den dabei durch eine von den Gremien verabschiedete Richtlinie 
geregelt. 
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Tierärztliche Hochschule 
Hannover (TiHo) 

Die Vorschläge aus den Einrichtungen und der Studierenden zur 
Verwendung der Studienbeiträge werden in der Zentralen Stu-
dienkommission (ZSK) erörtert. Die Empfehlung dieser Kommis-
sion geht an das Präsidium zur Entscheidung. Außerdem werden 
bei der jährlichen Evaluation der Lehre an der TiHo durch die 
Studierenden Vorschläge zur Verwendung der Studienbeiträge 
erbeten, die in der Beratung der ZSK mit aufgenommen werden.  

Universität Hildesheim Die zur Sicherstellung der Beteiligung der Studierenden einge-
richtete Kommission für Studienbeiträge ist autorisiert, über 50 % 
des Ansatzes der zentralen Studienbeiträge (25 % des Gesamt-
aufkommens) nach Maßgabe der Ordnung der zentralen Kom-
mission zur Verwendung der Studienbeiträge zu entscheiden. Die 
Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder sind Studierende. Zusätz-
lich gibt es eine Richtlinie über die Verwendung von Studienbei-
trägen an der Universität Hildesheim. 

Universität Lüneburg Gemeinsam mit den Dekanen hat sich das Präsidium der Univer-
sität Lüneburg auf Empfehlung der Zentralen Studienkommission 
(paritätisch besetzt mit Studierenden und Lehrenden) 2006 für 
eine grundsätzlich projektbasierte Vergabe der Studienbeiträge 
entschieden. Dadurch soll insbesondere sichergestellt werden, 
dass sich alle Studierendenjahrgänge durch entsprechende Vor-
schläge einbringen können und so von den Studienbeiträgen pro-
fitieren. 
So wurde ein Paket von zunächst 25 Projektkategorien, die sich 
aus den Kriterien für die Verwendung der Studienbeiträge ablei-
ten, beschlossen. Seit der Ersteinrichtung sind regelmäßig weite-
re Projektkategorien dem Präsidium zur Einrichtung empfohlen 
worden. Für die verschiedenen Projektkategorien können die je-
weiligen Projektkategorie-Verantwortlichen sowie weitere Leh-
rende und Studierende antragsbasiert den Bedarf finanzieller Mit-
tel aus Studienbeiträgen anmelden.  
An der Universität Lüneburg sind Studierende bei der Entschei-
dung über die Verwendung der Studienbeiträge insofern beteiligt, 
als die Entscheidung des Präsidiums über die Verwendung der 
Studienbeiträge durch eine Kommission vorbereitet wird, die zu 
50 % mit Studierenden besetzt ist. Dies war bis 2010 die Zentrale 
Studienkommission. Mit der Neuordnung der Binnengliederung 
zum 01.10.2010 wurde eigens eine Studienbeitragskommission 
eingerichtet. Die insgesamt achtköpfige Kommission ist paritä-
tisch mit studentischen und nicht-studentischen Mitgliedern be-
setzt, die alle das gleiche Stimmrecht haben.  
Ergänzend zu der gremienbezogenen Beteiligung haben Studie-
rende zu jeder Zeit die Möglichkeit, Anträge in der Projektkatego-
rie „Innovative Projekte“ einzureichen, die nach Behandlung und 
finaler Empfehlung durch die Studienbeitragskommission und 
Beschlussfassung durch das Präsidium dann zur Umsetzung ge-
langen können. 
Alle Maßnahmen, die aus Studienbeiträgen finanziert werden, un-
terliegen einer Berichtspflicht. Diese Berichte sind für Studieren-
de jederzeit über das Portal myStudy einsehbar. 
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Hochschule Osnabrück An der Hochschule Osnabrück gibt es ein vom Senat eingesetz-
tes Beratungsgremium Studienbeiträge, in dem Lehrende und 
Studierende paritätisch vertreten sind. Dieses berät das Präsidi-
um bei der Verwendung der Studienbeiträge. Bisher konnte die 
Verwendung vom Präsidium immer im Konsens mit dem Gremi-
um entschieden werden. 

 

Zu 3:  

Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Technische Universität  
Braunschweig (TU BS) 

Vor gut einem Jahr, zum Sommersemester 2011, ist der Vertei-
lungsschlüssel an der TU BS neu diskutiert worden. Die Studieren-
denvertreter haben dafür plädiert, die Mittel mehrheitlich zentral ge-
steuerten Maßnahmen zuzuschreiben, die allen Studierenden glei-
chermaßen zu gute kommen. Die geltende Verteilung stellt diese 
Schwerpunkte dar, für den sich die Studierendenvertreter maßgeb-
lich eingesetzt haben: 
– Studienbeitragsstiftung (10 %), 
– Projekte AStA & Fachschaften (zentrale Antragstellung - 4 %), 
– Studiengangskoordinatoren und anderes unterstützendes Per-

sonal (18 %), 
– Zentrales Angebot (21,8 %), davon Druckkosten 15 Euro pro 

Studierenden je Semester - 4 %, Fernleihe drei Bücher pro Stu-
dierenden je Semester, Verlängerung Öffnungszeiten Universi-
tätsbibliothek und Gauß IT-Zentrum - 3 %, Sprachenzentrum 
- 7,5 % und Trainings handlungsbezogener Kompetenzen 
- 5,5 %, 

– Weitere zentrale Projekte (3 %), 
– Dezentrale Maßnahmen (Fächer - 41,2 %). 
(vgl. auch: 
https://www.tu-braunschweig.de/struktur/verwaltung/praesidium/vp-
lehre/stud) . 

Technische Universität  
Clausthal (TU CL) 

An der TU CL waren stets die Finanzierung zusätzlicher Tutorien 
und die Bereitstellung von Lehrmaterialien ein besonderes Anliegen 
der Studierenden. 

Leibniz Universität Hanno-
ver (LUH) 

In den Fakultäten bzw. Studienkommissionen wurden insbesondere 
folgende Vorschläge der Studierenden zur Verwendung der Stu-
dienbeiträge diskutiert und realisiert:  
– Beschaffung von Spezialliteratur, 
– Zusätzliche Kleingruppenübungen, 
– Zusätzliche bzw. antizyklische Tutorien, 
– Tutorenschulungen zur Erstsemesterbetreuung, 
– Kostenlose Abgabe von Skripten, 
– Übernahme der Druckkosten von Studienarbeiten, 
– Ausstattung von Arbeitsräumen, 
– Renovierung von Seminarräumen, 
– Unterstützung von Exkursionen, 
– Verlängerung der Öffnungszeiten von CIP-Pools. 
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Medizinische Hochschule 
Hannover (MHH) 

Besonders unterstützten / unterstützen die Studierenden u. a. die 
Ausstattung des Modellstudiengangs HannibaL mit ärztlichen Koor-
dinatoren für praktische - ärztliche Ausbildungsmodule, die Errich-
tung eines SkillsLab zur Einübung ärztlicher - praktischer Fähigkei-
ten, die kostenlose Bereitstellung von Unterrichtsskripten für die 
Studierenden, die Ausstattung der Bibliothek mit Lehrbüchern, die 
Renovierung und technische Ausstattung von Unterrichtsräumen, 
die Einführung eines Systems für digitales Röntgen in der Zahnme-
dizin. 

Universität Oldenburg An der Universität Oldenburg haben sich die Studierendenvertreter 
insbesondere für Maßnahmen eingesetzt, die Studierenden mit Be-
hinderungen und mit Kindern zugute kamen. 

Universität Osnabrück  An der Universität Osnabrück haben sich die Studierendenvertreter 
insbesondere für Maßnahmen eingesetzt: 
Jahr 2007 
a) Durchführung von Workshops zur Vermittlung von Schlüssel-

kompetenzen, 
b) Interkulturelles Training, 
c) Maßnahmen zur Förderung familienfreundliche Hochschule, 
d) Digitale Ausstattung des Unifunks, 
e) Personelle Maßnahmen zur Administration der Prüfungsverwal-

tung. 
 
Jahr 2008: 
a) Fortführung der Maßnahmen aus 2007(a), c), d),  
b) Multiplikatorenschulungen von Tutoren, 
c) Erstellung von eLearning Materialien für Schlüsselkompetenz-

veranstaltungen, 
d) Seminar „Einführung in Radiojournalismus“, 
e) Lehraufträge zur Sprecherziehung. 
 
Jahr 2009 
Fortführung der Maßnahmen aus 2008. 
 
Jahr 2010 
a) Fortführung der Maßnahmen aus 2009, 
b) Förderung Teilnahme "Osnabrücker Methodenschule", 
c) Kurs für Maschinenschein (Holz) für lehramtsorientierte Studie-

rende, 
d) Lehrangebot "Schulpraktisches Gitarrenspiel", 
e) Einrichtung einer Sozialberatung; Beteiligung an den Personal-

kosten, 
f) E-Assessment und E-Prüfungen, 
g) Projekt Barrierenabbau. 

Hochschule für Bildende 
Künste Braunschweig 
(HBK) 

Die Studierenden der HBK haben sich für eine Studienabschluss-
förderung sowie Mittel in Form von Projektförderung und Material-
kostenzuschüssen ausgesprochen. Die *Studierendenschaft* ver-
folgt das Ziel eines direkten, unmittelbaren und zeitnahen Einsatzes 
der Studienbeiträge. 

Hochschule für Musik, 
Theater und Medien Han-
nover (HMTMH) 

Die Studierenden engagieren sich an der HMTMH stark für die An-
schaffung von Instrumenten, Notationssoftware sowie Lehrraum-
ausstattung. Aus Studienbeiträgen wurde ein sog. Medienlabor an-
geschafft. Weiterhin wurden auf der EXPO-Plaza zusammen mit der 
Hochschule Hannover mehr und verbesserte Arbeitsplätze für Stu-
dierende geschaffen. 
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Universität Vechta Besonderes Engagement zeigten die Studierenden für eine Finan-
zierung der Reader, die in den Seminaren und Vorlesungen einge-
setzt werden. Um der Meinung des Großteils der Studierenden ge-
recht zu werden, gab es im Vorfeld eine Umfrage, in der mehrheit-
lich für eine Finanzierung der Reader aus Studienbeiträgen abge-
stimmt wurde.  
Weiterhin bestand großes Interesse von Seiten der Studierenden an 
einem Studienplaner. Der Planer unterstützt bei der Planung und 
Strukturierung eines gesamten Studienjahres der Studierenden und 
gibt zusätzliche Informationen zu allen studienrelevanten Themen.  
Zusätzlich sprachen sich die Studierenden im Rahmen der Arbeits-
gruppe Studienbeiträge für die Erweiterung des Sprachangebotes 
aus. Besonders das Angebot der Sprachkurse Englisch sollte in 
konzentrierterer Form stattfinden.  
Von Seiten der Studierenden wurden neben bereits genannten 
Maßnahmen viele weitere Zwecke zur Verwendung der Studienbei-
träge genannt: Ausbau der Bibliotheks-Öffnungszeiten, Anschaffung 
zusätzlicher Kopierer, Ausbau und Verstärkung des W-LAN-Netzes, 
Einsatz innovativer Lehr-/Lernformen etc.  
Des Weiteren war es ein ausdrücklicher Wunsch der Studierenden, 
das Betreuungsverhältnis durch ein zusätzliches Angebot von Tuto-
rien zu verbessern. Seither fließt ein großer Teil der zur Verfügung 
stehenden Mittel in ein zusätzliches Tutorien-Angebot. Alle genann-
ten Maßnahmen wurden kriteriengeleitet umgesetzt. 

Hochschule Braunschweig/ 
Wolfenbüttel (Ostfalia) 

Die Studierendenvertreter an der Ostfalia haben sich insbesondere 
eingesetzt für: 
– Verbesserungen in der IT-Infrastruktur z.B. durch: 

– Verbesserung des Zugangs ins Hochschulnetz von außen, 
– Bereitstellung des MS-Office-Pakets für alle Studierenden, 
– Bereitstellung von Druckkontingenten für alle Studierende, 
– Erstellung weiterer Poolräume für studentisches Arbeiten, 

– Verbesserung des Sportangebots, 
– Einrichtung und Unterstützung von studentischen Projektgrup-

pen wie Robo-Cup-Team, Wob-Racing-Team, RC Modellbau 
etc., 

– Schaffung von studentischen Arbeitsflächen und -räumen, 
– Unterstützung der Kinderbetreuung, 
– Verbesserung des studentischen Service, 
– Verbesserung der Bibliotheks-Infrastruktur, 
– Zusätzliche Sprachangebote, 
– Verbesserungen bei der Anbindung der Hochschule durch den 

ÖPNV, 
– Zusätzliche Angebote im Bereich Schlüsselqualifikationen (klei-

nere Gruppen), 
– Zusätzliche Lerngruppen im Pflichtlehrangebot (Teilung von Vor-

lesungen/Übungen) und 
– Tutorien. 
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Hochschule Hannover An der Hochschule Hannover haben sich die Studierendenvertreter 
insbesondere eingesetzt für: 
– Verbesserung der Laborausstattung, 
– Maßnahmen zur Verbesserung des Betreuungsangebots in der 

Lehre, Tutorien, Mentoren, Lehraufträge, 
– Maßnahmen zur Verbesserung der Vielfalt von Wahlangeboten, 

wie bspw. Weiterentwicklung sozialer, personaler und sachlich-
methodischer Kompetenzen, 

– Ausweitung der Beratungsangebote und Orientierungshilfen für 
Studierende, 

– personelle Unterstützung des Career Centers zur Weiterentwick-
lung von Veranstaltungen und Beratungsangeboten, die die ar-
beitsmarktbezogenen Kompetenzen der Studierenden fördern, 

– Stipendienprogramme, 
– Verbesserung Essensversorgung auf dem Campus (Mensaer-

weiterung). 
Hochschule Hildesheim/ 
Holzminden/Göttingen 
(HAWK) 

Die Intentionen der Studierenden in den Kommissionen sind, sicher 
auch wegen der heterogenen Struktur der HAWK, je nach Fakultä-
ten/Fachrichtungen recht unterschiedlich. Als fakultätsübergreifende 
Tendenzen/Schwerpunkte zeichnen sich jedoch die folgenden 
Wünsche ab: 
– verbesserte Personalausstattung in der Lehre (zusätzliche Lehr-

kräfte, Lehrbeauftragte, Tutoren und Labor- und Werkstattleiter), 
– verbesserte Ausstattung der Hörsäle und Seminarräume; ver-

besserte Ausstattung der Labore und Werkstätten; verbesserte 
Ausstattung von Arbeits- und Pausenräumen, 

– verbesserte personelle Ausstattung von Servicebereichen (Bib-
liothek, Studienberatung), 

– finanzielle Unterstützung von Exkursionen, Auslandskontakten, 
– finanzielle Unterstützung in den materialintensiven Studiengän-

gen (z. B. Gestaltung, Übernahme der Materialbeschaffung für 
die Werkstätten Schmuck, Metall, Holz, Druck usw., daher ge-
ringere oder keine Eigenbeteiligung der Studierenden), 

– bauliche Maßnahmen, die der Verbesserung der Lehr- und 
Lernbedingungen dienen. 

Hochschule Emden/Leer Die Studierenden setzen sich insbesondere für eine technische 
Verbesserung der Einrichtungen und Hörsäle ein, für die Erweite-
rung der Bibliotheksöffnungszeiten, für die Beschaffung zusätzlicher 
Medien für die Bibliothek, für die Betreuung der Erstsemester (Tuto-
rien, Einführungsveranstaltungen) sowie für das Projekt Planning-
for-Real (aktive Beteiligung von Studierenden an der Umsetzung 
der im Leitbild verankerten „Campushochschule“. Es handelt sich 
bei dem Projekt um ein gemeinwesen-orientiertes und mobilisieren-
des Planungsverfahren. Im deutschen Sprachgebrauch kann es 
übersetzt werden mit „Aktiv für den Ort“, „Nehmen wir unseren Ort 
in die eigenen Hände“). 
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Hochschule Wilhelmsha-
ven/ 
Oldenburg/Elsfleth 
(Jade Hochschule) 

An der Jade Hochschule haben sich die Studierenden eingesetzt 
für: 
– Maßnahmen des Hochschulrechenzentrums (IT-Service für Stu-

dierende), 
– Verbesserungen der hochschulbezogenen sozialen Infrastruk-

tur, 
– Verbesserung der Ausstattung der Hochschulbibliothek (Auswei-

tung der Öffnungszeiten), 
– Beschaffung Interaktiver Arbeitstische zum Einsatz in der Lehre, 
– Ausstattungsergänzung von Laboren, 
– Jade Jungforscher, 
– Kursangebot Career Service. 

Universität Göttingen  
(einschließlich Universi-
tätsmedizin) 

Der Bau eines Lern- und Studiengebäudes geht auf eine Initiative 
von Studierenden zurück und wurde unter Beteiligung von Studie-
rendenvertretern konzipiert. 
Weitere Maßnahmen, für die sich Studierende in besonderem Maße 
eingesetzt haben, sind Büchergutscheine für studienrelevante Lite-
ratur, Druckguthaben sowie die Verbesserung der Betreuungsrelati-
on durch zusätzliches Personal in der Lehre und Tutorien. Im Be-
reich der Universitätsmedizin wurde unter anderem die Finanzie-
rung des STÄPS (Studentisches Trainingszentrum Ärztlicher Praxis 
und Simulation) von Studierenden besonders unterstützt. 

Tierärztliche Hochschule 
Hannover (TiHo) 

Die Studierendenvertreter an der TiHo haben sich insbesondere 
eingesetzt für: 
a) Leistungen, die allen Studierenden zugute kommen, 
b) längere Öffnungszeiten Bibliothek, 
c) Lehrbücher, 
d) Verstärkung praktische Übungen. 

Universität Hildesheim An der Universität Hildesheim haben sich die Studierenden vorran-
gig für Maßnahmen eingesetzt, die einen unmittelbaren Effekt auf 
ihr Studium haben: Verlängerung der Öffnungszeiten der Bibliothek, 
Verbesserung der Ausstattung der Bibliothek, Anschaffungsvor-
schläge für die Bibliothek, Finanzierung des Skriptendrucks etc.  

Universität Lüneburg Die Universität Lüneburg verweist auf die Beantwortung zu Frage 2 
und Frage 4. Für die verschiedenen Projektkategorien können die 
jeweiligen Projektkategorie-Verantwortlichen sowie weitere Lehren-
de und Studierende antragsbasiert den Bedarf finanzieller Mittel aus 
Studienbeiträgen anmelden. Ergänzend zu der gremienbezogenen 
Beteiligung haben Studierende zu jeder Zeit die Möglichkeit, Anträ-
ge in der Projektkategorie „Innovative Projekte“ einzureichen. 

Hochschule Osnabrück Die Vertreter der Studierenden an der Hochschule Osnabrück ha-
ben sich im Rahmen verschiedener Projekte sowohl für Personal 
als auch für Labor- und EDV-Geräte als auch für Baumaßnahmen 
entschieden. 

 

Zu 4:  

Bereits mit dem Zukunftsvertrag II (§ 9 Abs. 2) haben sich die niedersächsischen Hochschulen und 
das Land Niedersachsen eindeutig zu der Notwendigkeit der Erhebung von Studienbeiträgen be-
kannt. Die Einnahmen aus Studienbeiträgen stellen auch zukünftig einen unverzichtbaren Beitrag 
zur weiteren Verbesserung der Lehre und der Studienbedingungen dar. Der ersatzlose Wegfall der 
Einnahmen aus Studienbeiträgen würde eine spürbare Verschlechterung der Qualität der Lehr- und 
Studienbedingungen zur Folge haben. Dies wurde durch eine öffentliche Stellungnahme der Lan-
deshochschulkonferenz vom 10.08.2011 noch einmal bekräftigt.  
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Technische Universität  
Braunschweig (TU BS) 

Ein Wegfall der Studienbeiträge würde einen erheblichen Qualitäts-
verlust der Lehr- und Studienbedingungen bedeuten. Die zusätzli-
chen Mittel unterstützen den Bologna-Prozess, sie sichern insbe-
sondere auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, 
der doppelten 
Abiturjahrgänge und der Aussetzung der Wehrpflicht optimale Stu-
dienbedingungen und sind aufgrund der durch sie erreichten erhöh-
ten Betreuungsintensität bestens dazu geeignet, die Studienabbre-
cherquoten zu vermindern. Aus Sicht der TU BS würden die Studie-
renden an etlichen Stellen der Hochschule eine Verschlechterung 
der Studienbedingungen erfahren. Dies betrifft insbesondere fol-
gende Aspekte: 
Wegfall zusätzlicher Lehrangebote: 
– erhöhte Teilnehmerzahl in den bestehenden Lehrveranstaltun-

gen (zurück zu „großen Veranstaltungen“), 
– eingeschränkte Wahlmöglichkeiten bei Lehrveranstaltungen, 
– Einschränkung von Übungsgruppen und Tutorien, 
– wenig Raum für innovative, neue Lehrprojekte. 
Wegfall zusätzlicher Betreuung/zusätzlicher Services: 
– Ansprechpartner werden auf Fächer- und zentraler Ebene feh-

len, 
– eine Beratung der Studierenden in Studienfragen kann nicht 

mehr ausreichend gewährleistet werden, 
– die Betreuung wird erheblich eingeschränkt, das Angebot von 

Sprechstunden muss reduziert werden, 
– Kürzung der Öffnungszeiten von Einrichtungen, v. a. im zentra-

len Bereich, z. B. in der Universitätsbibliothek und im Gauß 
IT-Zentrum - und damit eingeschränkter Zugriff auf Lehr- und 
Lernmaterial. 

Technische Universität  
Clausthal (TU CL) 

Es ist gelungen, die Qualität des Lehrangebots nachhaltig zu 
verbessern. Die Bereitstellung personeller Ressourcen (Beschäftig-
te mit Lehrverpflichtung, Hilfskräfte zur Betreuung in Tutorien usw.) 
und sächlicher Ausstattung (Skripte, Literatur, Onlinemedien, ...) hat 
sich außerordentlich bewährt und wird von den Studierenden auch 
gut nachgefragt, vor allem aber positiv wahrgenommen. Ein ersatz-
loser Wegfall der Studienbeiträge (rund 2 Mio. Euro pro Jahr) kann 
angesichts der finanziell limitierten Situation der Hochschule in kei-
ner Weise kompensiert werden. 

Leibniz Universität Hanno-
ver (LUH) 

Mit Stand September 2011 werden an der LUH aus Studienbeiträ-
gen 171 Beschäftigungsverhältnisse für Lehrpersonal bzw. Verwal-
tungs- und technisches Personal finanziert. Darin sind studentische 
und wissenschaftliche Hilfskräfte nicht enthalten. Für das aus Stu-
dienbeiträgen unbefristet beschäftigte Personal (54 Beschäfti-
gungsverhältnisse) müsste bei Wegfall der Mittel eine Finanzie-
rungsalternative gefunden werden. 
Eine Ersatzfinanzierung aus dem Landeshaushalt hätte beim Lehr-
personal kapazitätssteigernde Effekte und würde damit keine Quali-
tätsverbesserungen der Lehre (verbesserte Betreuungsverhältnis-
se) nach sich ziehen. Beim Wegfall der Studienbeiträge würden der 
Universität Erträge in Höhe von jährlich gut 13 Mio. Euro entgehen, 
dies sind etwa 3,5 % des gesamten Haushalts (2010).  

14 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/4418 
 

 

Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Medizinische Hochschule 
Hannover (MHH) 

Derzeit sind 6,5 wiss./ärztl. Mitarbeiter aus Studienbeiträgen für im 
Modellstudiengang Humanmedizin essentielle praktische Ausbil-
dungsmodule (im Kleingruppenunterricht sogenanntes Bedside-
Teaching) oder zur Unterweisung im Skills-Lab finanziert - die Inhal-
te des Modellstudiengangs wären mit Wegfall der Studienbeiträge 
gefährdet. Unterrichtsskripte müssten wieder durch die Studieren-
den finanziert werden, die Aktualität der Lehrbuchsammlung wäre 
nicht mehr gegeben. In der Zahnmedizin würden die für die studen-
tische Ausbildung benötigten Patientenzahlen abnehmen (wenn 
sich Patienten für die studentische Behandlung zur Verfügung stel-
len, erhalten sie derzeit aus Studienbeiträgen eine Aufwandsent-
schädigung) und die Studienzeiten würden sich erhöhen. 

Universität Oldenburg Studienbeiträge werden an der Universität Oldenburg zu einem 
sehr großen Teil für zusätzliches Lehrpersonal verausgabt. Das zu-
sätzliche Personal erlaubt angemessene Betreuungsrelationen, 
Lehr-Lernarrangements in kleineren Gruppen und sichert eine the-
matisch ausreichende Breite an Lehrveranstaltungen, insbesondere 
auch im Professionalisierungsbereich. Bei Entfallen der Einnahmen 
aus Studienbeiträgen müssten die Curricula so gestaltet werden, 
dass der Großteil der Lehrveranstaltungen in Form von Vorlesun-
gen stattfindet. Dies würde die Qualität der Lernprozesse der Stu-
dierenden und die Verbindung von Forschung und Lehre deutlich 
schwächen. Das Studienangebot müsste zudem in der Breite der 
Themen eingeschränkt werden. Damit entfiele die für die Studien-
motivation sehr förderliche Möglichkeit der Verfolgung eigener Inte-
ressenschwerpunkte für die Studierenden. 
Weiterhin nutzt die Universität die Studienbeiträge zur Erweiterung 
der Serviceleistungen für Studierende, wie z. B. zur Erweiterung der 
Bibliotheksöffnungszeiten, der Bereitstellung von Studienkoordina-
toren in den Fakultäten und der Bereitstellung interaktiver Informati-
onsdienste im Bereich Studium und Lehre. Da die damit verbunde-
nen Beschäftigungsverhältnisse im Verwaltungsbereich liegen und 
die wahrgenommenen Aufgaben als Daueraufgaben einzustufen 
sind, wurden unbefristete Anstellungen vorgenommen. Bei kom-
pensationslosem Entfallen der Studienbeiträge müssten diese 
durch aus dem Landeszuschuss finanzierte Stellen abgesichert 
werden. Hier sind deutliche negative Effekte im Bereich der Stellen 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses zu befürchten, 
da diese Stellen in der Stellenstruktur der Universität diejenigen 
sind, die aufgrund der befristeten Besetzung für Qualifikationszeit-
räume am schnellsten für Kompensationszwecke herangezogen 
werden könnten. Dies würde einen tiefen Einschnitt in die Zukunfts-
fähigkeit der Universität bedeuten. 
Ein weiterer Teil der Studienbeiträge wird in Ausstattung (z. B. in 
Medientechnik und E-Learning) sowie in das Studienumfeld (z. B. in 
die Sportgeräteausstattung oder zur Unterstützung von Kulturange-
boten für Studierenden) investiert. Die Rahmenbedingungen des 
Studierens und die Ausstattung von Lern- und Freizeiteinrichtungen 
sind wesentlich für die Attraktivität des Studienstandorts der Univer-
sität Oldenburg. Die u. a. aus Studienbeiträgen zur Verfügung ste-
henden Mittel für die Pflege des Studienstandortes sind ohnehin 
außerordentlich gering. Weitere Einschnitte durch den Wegfall von 
Studienbeiträgen würden unmittelbar zu wahrnehmbaren Attraktivi-
tätsverlusten der Lern- und Freizeiteinrichtungen führen. 
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Universität Osnabrück  Der Wegfall der Studienbeiträge würde zu einer spürbaren Ver-
schlechterung der Lehre und der Studienbedingungen führen: So 
wurden und werden die zentral verausgabten Studienbeiträge zum 
Großteil in Personalmaßnahmen des Wissenschaftlichen Dienstes 
investiert, um dadurch eine solide Basis für eine angemessene 
Betreuungssituation und die fachliche Breite in der Lehre zu schaf-
fen. Aber auch die - um nur einige seit Jahren verstetigte Maßnah-
men exemplarisch zu nennen - signifikante Verlängerung der Öff-
nungszeiten der Universitätsbibliothek, die Bereitstellung von Ex-
kursions- und Mobilitätszuschüssen, die Schaffung einer angemes-
senen WLAN- und Multimedia-Ausstattung, die Einrichtung eines 
Sprachenzentrums, die Einrichtung des Service-Points und der Hot-
line im Dienstleistungszentrum für Studierende (Studierenden In-
formation Osnabrück/StudiOS) oder das Beratungs- und Service-
gebot des Gleichstellungsbüros für studierende Eltern wären aus 
eigener Kraftanstrengung seitens der Universität Osnabrück nicht 
oder zumindest nicht in diesem Umfang finanzierbar. Die Studien-
bedingungen würden demnach spürbar an Qualität verlieren.   

Hochschule für Bildende 
Künste Braunschweig 
(HBK) 

Bei ersatzlosem Wegfall der Studienbeiträge müsste dauerhaft ein-
gestelltes Personal zur Verlängerung der Öffnungszeiten der Biblio-
thek bzw. zur Einrichtung eines neuen Farblabors nunmehr aus 
dem Landeszuschuss finanziert werden. Sofern zufällig keine Stel-
len zu dem Zeitpunkt frei sein sollten, wäre eine weitere Erhöhung 
des ohnehin schon vorhandenen Bilanzverlustes zu erwarten, da 
die HBK in den vergangenen Jahren die vorhandenen Rücklagen 
aufgebraucht hat.  
Andernfalls würde eine aus dem Anlass des ersatzlosen Wegfalls 
von Studienbeiträgen vorgenommene außerplanmäßige Stellen-
umwidmung zu erheblichen Störungen des Lehr- und Forschungs-
betriebes (z.B. Schließung von Werkstätten) führen. 
Die Qualität der Lehre würde sich in folgenden Bereichen nachhal-
tig verschlechtern: Im Bereich der allgemeinen Geräteausstattung 
insbesondere in der Mediothek, in der DV-Infrastruktur (z. B. kön-
nen keine weiteren Ergänzungsbeschaffungen von Schnittplatz-
rechnern zur Bildbearbeitung vorgenommen werden). Ebenso wäre 
die Beschaffung von zusätzlichen Lehr- und Lernmitteln (z. B. Me-
dien für Einführungsveranstaltungen) nicht mehr möglich. Im Be-
reich der Leistungen und Angebote für Studierende wären folgende 
Bereich betroffen: Verkürzung der Öffnungszeiten der Bibliothek, 
Wegfall der Studienabschlussförderung, geringere Förderung von 
Exkursionen, von Studienprojekten, Studienhandbüchern sowie im 
Einzelfall gewährte Materialkostenzuschüsse. Weiterhin wäre zu 
erwarten, dass aktuell geplante Umbaumaßnahmen und Instand-
setzungsarbeiten nicht mehr termingerecht zu Veranstaltungsbe-
ginn abgeschlossen werden können. 

Hochschule für Musik, 
Theater und Medien Han-
nover (HMTMH) 

An der HMTMH würden zahlreiche Tutorien entfallen, die wesent-
lich zur Verbesserung der Lehre beigetragen haben. IT-Standards 
könnten nicht aufrecht erhalten werden und das International Office 
würde abgeschafft werden müssen. 
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Universität Vechta Da der Großteil der Studienbeiträge für Personalkosten verwendet 
wird, hätte eine ersatzlose Streichung maßgeblich Einschnitte in die 
bislang existierenden Beschäftigtenverhältnisse zur Folge. Neben 
dem geringeren Teil im nicht wissenschaftlichen Bereich müsste 
besonders der Anteil der wissenschaftlichen Beschäftigten (insbe-
sondere Lehrkräfte für besondere Aufgaben und für die Studieren-
den hilfreichen Tutoren/innen) gekürzt werden. Das hätte zur Folge, 
dass die im Hochschulentwicklungsplan definierte Qualität im Stu-
dium durch ein gutes Betreuungsverhältnis nicht mehr gegeben wä-
re.  
Neben dem stark sinkenden Personaleinsatz wäre zusätzlich eine 
negative Entwicklung der Qualität im Studium durch fehlendes Lehr- 
und Lernmaterial zu verzeichnen. Hilfreiche Materialien zur Unter-
stützung und Verbesserung des Studiums und der Studienbedin-
gungen wie z.B. Fachliteratur, Lernsoftware, Sprachlernmaterialien 
etc. werden zum Teil aus Studienbeiträgen finanziert. Würden die 
Mittel ersatzlos wegfallen, stünden den Studierenden diese Materia-
lien nicht mehr zur Verfügung.  
Des Weiteren wäre besonders der Service und speziell damit ver-
bundene Angebote für die Studierenden von einem Wegfall der 
Studienbeiträge betroffen. Durch die Studienbeiträge profitieren die 
Studierenden von einem erhöhten Serviceangebot, das Unterstüt-
zung während des gesamten Studiums leistet. Ohne Studienbeiträ-
ge bzw. adäquaten Ersatz könnte bspw. das International Office die 
Studierenden mit dem Wunsch, ins Ausland zu gehen, nicht mehr in 
dem Maße unterstützen, wie es jetzt geschieht. Auch der durch 
Studienbeiträge eingerichtete Career-Service zur Vorbereitung auf 
die Berufspraxis könnte in der bestehenden Form nicht weiter exis-
tieren. Diese und viele weitere Angebote wären im Falle einer er-
satzlosen Streichung der Studienbeiträge stark betroffen.  

Hochschule Braunschweig/ 
Wolfenbüttel (Ostfalia) 

Die ersatzlose Streichung der Studienbeiträge würde in der Hoch-
schule zu einem erheblichen Qualitätsverlust bei der Betreuung der 
Studierenden führen und die Studienbedingungen insgesamt deut-
lich verschlechtern.  
In der Hochschule werden derzeit 58 Personen in unterschiedlichen 
Zeitumfängen beschäftigt, etwa je zur Hälfte in den Fakultäten und 
den studentischen Servicebereichen. Diese Arbeitsplätze müssten 
beim Wegfall der Studienbeiträge ersatzlos gestrichen werde, da 
sie nicht mehr finanzierbar wären. Damit können zukünftig zusätzli-
che Lehrveranstaltungen für die Studierende genauso wenig ange-
boten werden wie beispielsweise die Serviceangebote der Studie-
renden-Service-Büros an den jeweiligen Standorten der Hochschu-
le, die drastisch eingeschränkt werden, unter Umständen an den 
Außenstandorten sogar ganz eingestellt werden müssten. 
Die Hochschule hat im Jahr 2010 ca. 450 000 Euro aus Studienbei-
trägen für studentische Hilfskräfte ausgegeben, die dann ebenfalls 
wegfallen und damit die Möglichkeit der Beschäftigung der Studie-
renden in der Hochschule stark reduzieren würde. 
Investitionen im Bereich der IT-Infrastruktur wie z. B. in zusätzliche 
Pool-Räume müssten nach Erreichen der Altersgrenze der Geräte 
ausbleiben, die Poolräume würden wegfallen. Die Finanzierung 
studentischer Projekte müsste eingestellt werden. Die Möglichkei-
ten der Kinderbetreuung  müssten deutlich reduziert werden. Stu-
dentische Exkursionen könnten nur noch eingeschränkt mit Unter-
stützung der Hochschule durchgeführt werden.  
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Insgesamt kann festgestellt werden, dass in der Hochschule ohne 
Studienbeiträge  
– die Qualität der Lehre durch den Wegfall vieler zusätzlicher und 

ergänzender Lehrveranstaltungen stark leiden würde,  
– der Service und die Infrastruktur für die Studierenden deutlich 

reduziert werden müsste, 
– die Studierenden sich mit erheblich verschlechternden Studien-

bedingungen abfinden müssten. 
Hochschule Hannover Im Falle einer Streichung der Studienbeiträge würden die Hoch-

schule Hannover folgende direkte Auswirkungen treffen: 
  1. Wegfall des Career Centers, d. h. aller berufseinstiegsvorbe-

reitenden Seminare und Beratungsmaßnahmen, 
  2. Deutliche Rückführung der Öffnungszeiten der Bibliothek, 
  3. Einschränkung der Neuanschaffungen und der E-Recherche-

möglichkeiten der Bibliothek, 
  4. Wegfall der Beratung und Vorbereitung von Studierenden auf 

Auslandsstudienaufenthalte. Konzentration auf reine Antrags-
bearbeitung von Fördermitteln, 

  5. Wegfall der Betreuung zur Eingliederung ausländischer Gast-
studierenden, 

  6. Wegfall der Internationalen Study Camps, 
  7. Wegfall der Leistungen des Zentrums für Schlüsselqualifikati-

onen, 
  8. Schrumpfen der Sprachkurse des Zentrums für Fremdspra-

chen auf das curricular bedingte Minimum, 
  9. Verschlechterung der Essensversorgung durch Studenten-

werk, 
10. Reduktion der Leistungen der Gleichstellungsstelle in Bezug 

auf familiengerechte Hochschule. 
Hochschule Hildesheim/ 
Holzminden/Göttingen 
(HAWK) 

Am deutlichsten wäre an der HAWK der ersatzlose Wegfall der 
Studienbeiträge bei der Personalausstattung in der Lehre und in 
den Servicebereichen zu spüren. Die entsprechenden Beschäfti-
gungsverhältnisse könnten nicht weiter fortgeführt werden, was zu 
erheblichen Verschlechterungen in der Betreuungsrelation und in 
den Werkstätten, Laboren, Bibliotheken und Studienberatungen 
führen würde. Hier wären Personalmittel zu kompensieren, die an 
der HAWK derzeit für eine verbesserte Personalausstattung in den 
o. g. Bereichen aus Studienbeiträgen in einer Höhe von rund 
2 Mio. Euro (mit erheblichen Schwankungen, aber insgesamt stei-
gender Tendenz) getragen werden. 
Bauliche Maßnahmen (Hörsaalumbauten und -modernisierungen, 
Modernisierungen von Werkstätten und Laboren, Neugestaltung 
von Arbeitsräumen für Studierende usw.) müssten zurückgestellt 
oder abgesagt werden. 
Zudem würde sich in einigen, labor-/werkstatt- und somit material-
intensiven Studiengängen das Studium für die Studierenden ver-
teuern, weil derzeit hier aus zentralen Studienbeiträgen die Materi-
alkosten in erheblichem Umfang bezuschusst werden. Gleiches gilt 
für Exkursionen und Auslandsreisen. 
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Hochschule Emden/Leer Bei einer ersatzlosen Streichung der Studienbeiträge wäre das jet-
zige Leistungsangebot wie auch die Qualität der Lehre an der 
Hochschule Emden/Leer nicht zu halten. Insbesondere die Moder-
nisierung der Hörsäle, die Öffnungszeiten der Bibliothek, die Aus-
stattung der technischen Einrichtungen (insb. Labore, Hochschulre-
chenzentrum), die Betreuung der Studierenden durch Tutorien, der 
Einsatz von Personal zur Betreuung der Praxis- und Laborübungen 
in Kleingruppen müssten entfallen. Derzeit (Stand 11/2011) werden 
an der Hochschule Emden/Leer studentische Hilfskräfte mit einem 
Gesamtstundenvolumen von 1 908 Stunden pro Monat aus Mitteln 
der Studienbeiträge finanziert, die bei einer ersatzlosen Streichung 
der Studienbeiträge künftig entfallen müssen. Darüber hinaus wür-
den bei den Beschäftigungsverhältnissen bei den befristet Beschäf-
tigten (Stand 11/2011) Stellen im Umfang von 4,4 Vollzeitäquivalen-
ten sowie bei den langfristig Beschäftigten Stellen im Umfang von 
3,4 Vollzeitäquivalenten gestrichen werden müssen. 

Hochschule Wilhelmsha-
ven/ 
Oldenburg/Elsfleth 
(Jade Hochschule) 

Würden Studienbeiträge ersatzlos entfallen, hätte dies gravierende 
Auswirkungen für die Qualität der Lehre, der Betreuung und der 
Ausstattung. Die Verwendung der Studienbeiträge ermöglicht ge-
genüber dem Status Quo eine deutliche Verbesserung von Ausstat-
tungen im Bereich der Lehre, eine Ausweitung von Öffnungszeiten, 
eine Verbesserung der Betreuungsrelation und der hochschulbezo-
genen Infrastruktur, die ohne Studienbeiträge nicht mehr möglich 
sein werden. Selbstverständlich wird auch das aus Studienbeiträ-
gen finanzierte zusätzliche Personal ohne Ersatz nicht weiter be-
schäftigt werden können. Insbesondere die Bereiche Bibliothek und 
IT-Versorgung für Studierende würden sich massiv verschlechtern. 
Darüber hinaus ist eine Verbesserung der Ausstattung von Laboren 
und Lehrräumen nicht mehr möglich, sofern Studienbeiträge ersatz-
los entfallen. Bei einem ersatzlosen Entfallen der Studienbeiträge 
wird die Qualität der Ausbildung an der Hochschule deutlich herab-
gestuft.  

Universität Göttingen  
(einschließlich Universi-
tätsmedizin) 

Bei einem ersatzlosen Wegfall der Studienbeiträge würden der Uni-
versität Göttingen (mit UMG) etwa 16 Mio. Euro jährlich für die Ver-
besserung von Lehre und Studium fehlen. Mit Stand Oktober 2011 
würde TV-L Personal im Umfang von 108 Vollzeitäquivalenten (284 
Personen) und 585 Hilfskräfte, die 4 407 Stunden pro Woche im 
Bereich Tutorien und Unterstützung in der Lehre tätig sind, nicht 
weiter finanziert werden können. Dies hätte eine Erhöhung der 
Gruppengrößen sowie Verschlechterung der Betreuungsrelation zur 
Folge.  
Das Angebot der verlängerten Öffnungszeiten in den Bibliotheken 
könnte nicht weiter aufrechterhalten werden. Ebenso müsste die 
Universität das umfangreiche zusätzliche Beratungsangebot in der 
Studienzentrale und den Fakultäten sowie den umfassenden Sup-
port der studentischen IT reduzieren. Auch die Unterstützung von 
Studierenden mit Notfallbeihilfen und flexibler Kinderbetreuung so-
wie Beratungsangebote der Psychotherapeutischen Ambulanz für 
Studierende und des Studentenwerks müssten entfallen oder ein-
geschränkt werden. 
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Tierärztliche Hochschule 
Hannover (TiHo) 

Die TiHo erhält pro Jahr ca. 1,3 Mio. Euro Studienbeiträge (vgl. 
hierzu auch die Angaben zur Verwendung der Studienbeiträge im 
Jahresbericht des Präsidiums (S. 13) einsehbar unter: 
http://www.tiho-hannover.de/universitaet/veroeffentlichungen.) 
Der Anteil des praktischen Unterrichts im Studium der Tiermedizin 
ist sehr hoch. An der TiHo werden mehr als ein Drittel der Studien-
beiträge (rund 500 000 Euro) für studentische Hilfskräfte eingesetzt. 
Diese ermöglichen den Kleingruppenunterricht in den praktischen 
Übungen und insbesondere in der praktischen klinischen Übung. 
Dieses ist ein wesentlicher Baustein für die hohe Qualität der Lehre 
an der TiHo. Mit Wegfall der Studienbeiträge wäre das bestehende 
Ausmaß an Kleingruppenunterricht nicht mehr aufrechtzuerhalten, 
was einen spürbaren Einschnitt in der Qualität der Lehre bedeuten 
würde.  
Ebenso ist die Ausstattung der Praktika mit stetiger Anpassung an 
moderne technische Verfahren im Tiermedizinstudium essentiell 
und spielt in der Qualität der Lehre daher eine große Rolle. An der 
TiHo wird nahezu ein weiteres Drittel der Studienbeiträge für die 
Ausstattung der Praktika verwendet, um möglichst vielen Studie-
renden den Zugang zu den Tieren, Geräten und Materialien im Sin-
ne des Kleingruppenunterrichts zu gewähren. Bei Wegfall der Stu-
dienbeiträge würde der praktische Anteil des Studiums auf das nö-
tige Mindestmaß reduziert werden, die Vermittlung praktischer In-
halte - ein wichtiger Bestandteil im Tiermedizinstudium und von den 
Studierenden dringend gewünscht - würde in der bestehenden In-
tensität nicht aufrecht zu erhalten sein, was sich auf die Qualität der 
Lehre spürbar auswirken würde. 
Die Lehrmittel sind ein weiterer wichtiger Bestandteil der Verwen-
dung der Studienbeiträge. Die Nachfrage nach Lehrbüchern ist sehr 
hoch und die Lizenzen nach elektronischen Lehrbüchern steigen 
beständig. Auch die E-Learning-Programme zur Erstellung von 
Lehrfilmen an Fallbeispielen klinischer Erkrankungen und elektroni-
schen Lernprogrammen - von den Studierenden verstärkt nachge-
fragt - müssten deutlich eingeschränkt werden. 

Universität Hildesheim Bei einem Studienbeitragsvolumen von ca. 4,5 Mio. Euro pro Stu-
dienjahr (ca. 15 % der Höhe der Finanzzuweisung des Landes) und 
einem schwerpunktmäßigen Einsatz der Mittel für zusätzliches 
Lehrpersonal (mehr als 50 % der Studienbeiträge werden hierfür 
verwendet), würde der Wegfall zu einem von der Hochschule nicht 
kompensierbaren Einnahmenausfall führen, der zu Einschränkun-
gen/Einstellungen aller aus Studienbeiträgen finanzierten Maßnah-
men zur Verbesserung der Lehre führen würde: Verkürzung der 
Öffnungszeiten der Bibliothek, Kürzung des Anschaffungsbudgets 
der Bibliothek, kostenpflichtige Skripte, dramatische Erhöhung der 
Studierendenzahlen in fast allen Seminaren (durch Wegfall gedop-
pelter Lehrveranstaltungen), erneut konsequente Durchsetzung al-
ler Wiederbesetzungssperren im wissenschaftlichen Bereich etc.  
Die Stellenstreichungen im Bereich der Lehre würden zu einer 
spürbaren Verschlechterung der Studienbedingungen führen. Ins-
besondere die Betreuung der Studierenden hatte durch die Stu-
dienbeiträge eine deutliche Verbesserung erfahren. 

  
 
 
 

20 

http://www.tiho-hannover.de/universitaet/veroeffentlichungen


Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/4418 
 

 

Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Universität Lüneburg Die Universität Lüneburg setzt die Studienbeiträge für Maßnahmen 
ein, die zur Verbesserung von Betreuungsleistungen für Studieren-
de, zur Qualitätssteigerung in der Lehre, zur Optimierung der Lern-
infrastruktur sowie zur besseren Ausstattung der Service-Einrich-
tungen für Studierende beitragen. Eine ersatzlose Streichung der 
Studienbeitragsmittel würde ganz erhebliche Auswirkungen haben 
und die Bedingungen für Studierende sehr stark verschlechtern.  
Zentrale Angebote, die aktuell zu großen Teilen aus Studienbeiträ-
gen finanziert werden, sind unter anderem die verbesserte Betreu-
ungssituation für Studierende durch die Ergänzung des Lehrkörpers 
(Lehraufträge) sowie das Angebot studentischer Tutorien. Ein Weg-
fall der Studienbeiträge würde einen deutlichen Einschnitt bei der 
Bearbeitung und Vertiefung der Lehrinhalte bedeuten (Projektkate-
gorie 1. bis 5.). In großen Bereichen der Universität würden die heu-
te üblichen Seminare in kleinen Gruppen mit bis zu 30 Personen 
nicht mehr aufrechterhalten werden können. Innovative Projekte 
(Projektkategorie 6.) von Lehrenden und Studierenden, wie bei-
spielsweise die Unterstützung studentischer Initiativen bei der Um-
setzung von Ideen und Projekten, die durch die Bereitstellung von 
Studienbeitragsmitteln ermöglicht werden konnten, wären zukünftig 
nicht mehr möglich. Ähnlich verhält es sich bei der Projektkatego-
rie 15. Sozialprojekte, Studentische Initiativen, NGO Aktivitäten, die 
die prozessuale und finanzielle Unterstützung von Sozialprojekten 
der Studierenden auf dem Campus und für die Gesellschaft sowie 
deren professionelle und akademische Begleitung als grundlegende 
Aufgabe definiert haben. Bisher mögliche Investitionen in die Erwei-
terung zentraler Informations- und Kommunikationsangebote (Pro-
jektkategorie 9. Bibliothek, Projektkategorie 20. myStudy, Projektka-
tegorie 23. Rechen- und Medienzentrum) würden durch den Wegfall 
der Studienbeiträge und die Beschränkung auf die bestehenden 
Haushaltsmittel der Universität spürbar reduziert und in diesem Zu-
sammenhang die bisher sehr erfolgreich begonnenen und laufen-
den Entwicklungsprozesse der genannten Bereiche in Art und Um-
fang eingeschränkt werden. Auch erscheint es kaum möglich, die 
universitätsübergreifende personelle Betreuungssituation (Projekt-
kategorie 10. Methodenzentrum, Projektkategorie 18. Unterstützung 
Studiendekanate, Projektkategorie 19. Ombudsperson für Studie-
rende und Lehrende, Projektkategorie 12. bzw. 27. für die Unter-
stützung in den Universitätsgefäßen College und Graduate School), 
die wie sich gezeigt hat, von Studierenden stark frequentiert wer-
den, in der bestehenden Form aufrecht zu erhalten. 
Ähnlich verhält es sich mit Angeboten, die den Übergang von Stu-
dium zu Beruf erleichtern sollen (Projektkategorie 8. Mentoring, Pro-
jektkategorie 22. Careerservice) oder besondere persönliche Um-
stände berücksichtigen (Projektkategorie 28. Betreuungsangebote 
für Studierende mit Kind). Ebenfalls sehr erfolgreich begonnen und 
langfristig angelegt ist die Verbesserung der Angebote im Kontext 
der Internationalisierung (Projektkategorie 13. Fremdsprachenzent-
rum, Projektkategorie 14. Internationaler Austausch). Auch hier 
wurden durch den Einsatz von Studienbeiträgen Angebote geschaf-
fen, die dem zunehmenden Anspruch der Internationalität gerecht 
werden und in dieser Form ohne die Unterstützung aus Studienbei-
tragsmitteln nicht länger aufrecht erhalten werden könnten. Eine 
Übersicht über die Projektkategorien und damit über die studienbei-
tragsfinanzierten Maßnahmen und Projekte sind über das Informa-
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tions- und Kommunikationsportal der Universität myStudy unter fol-
gendem Link einsehbar: 
https://mystudy.leuphana.de/studiengebuehren/info. 
Bei einer ersatzlosen Streichung der Studienbeiträge wäre es für 
die Universität nicht möglich, die bestehenden Angebote in glei-
chem Umfang und gleicher Güte durch andere Finanzmittel zu 
kompensieren. 

Hochschule Osnabrück Bei einem Wegfall müssten an der Hochschule Osnabrück diverse 
Beschäftigungsverhältnisse aufgelöst werden. An der Hochschule 
Osnabrück wären u. a. das Career Center, das E-Learning Compe-
tence Center, die Ausweitung der Öffnungszeiten der Bibliothek und 
die Beratungsstelle für Studierende mit Kindern betroffen. Auch un-
befristete Stellen wären gefährdet, falls keine alternative Finanzie-
rung erfolgt. Durch Wegfall von Exkursionen und Projekten sowie 
die Abschaffung der Finanzierung der Hochschuldidaktik würde die 
Qualität der Lehre nachhaltig verschlechtert. Weitere Lernland-
schaften für die Studierenden könnten nicht mehr eingerichtet wer-
den, die bestehenden könnten so nicht mehr betrieben werden. 

 

Zu 5 und 6:  

Die gesetzlichen Regelungen zu den Studienbeiträgen in Niedersachsen haben sich bewährt und 
die Studienbeiträge als solche sind - auch aus Sicht der Hochschulen - mittlerweile zu einem un-
verzichtbaren Beitrag für die Gewährleistung exzellenter und hohen Ansprüchen der Studierenden 
gerecht werdender Lehr- und Studienbedingungen geworden. Zugleich unterstützen die Studienbei-
träge den Bologna-Prozess und sichern insbesondere auch vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels und der doppelten Abiturjahrgänge jedem Studierenden hervorragende Bedingun-
gen für eine erfolgreiche Bildungsbiografie. Zudem sind die Studienbeiträge in Niedersachsen be-
sonders sozialverträglich ausgestaltet. Und im nationalen wie internationalen Wettbewerb bedeutet 
der mittels Studienbeiträgen erreichte Zuwachs an Lehr- und Lernqualität für Niedersachsens 
Hochschulen einen erheblichen Standortvorteil, der schließlich ganz unmittelbar Studierenden den 
Weg in eine erfolgreiche Zukunft ermöglicht.  

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass Niedersachsens Hochschulen auch in der 
zweiten Bewilligungsrunde des bundesweiten Programms zur Verbesserung von Studienbedingun-
gen und Lehrqualität an deutschen Hochschulen sehr erfolgreich waren: Mit vier positiv beschiede-
nen Förderanträgen mit einem Volumen von 17,6 Mio. Euro konnten die Technische Universität 
Braunschweig (TU), die Leuphana Universität Lüneburg, die Hochschule Hannover (FHH) und die 
Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover (HMTMH) punkten. Nach zwei Bewilligungs-
runden werden 17 Hochschulen in Niedersachsen mit insgesamt 81,5 Mio. Euro gefördert. Dadurch 
können sie weitere wichtige Impulse zur Verbesserung ihrer guten Lehrbedingungen setzen. 

Zu 7:  

Zur Begleitung des Förderprogramms wurde gemäß § 16 Förderprogramm des Landes Nieder-
sachsen „Niedersachsen-Studienbeitragsdarlehen“ ein Beirat eingerichtet. Der Beirat trifft halbjähr-
lich zu einer Sitzung zusammen, in dem die NBank über den seit der letzten Sitzung vergangenen 
Zeitraum berichtet.  

Im Rahmen der letzten Beiratssitzung am 05.12.2011 hat die NBank berichtet, dass seit dem 
01.07.2006 bis November 20111 insgesamt 14 664 Studienbeitragsdarlehen bewilligt wurden und 
14 308 Zusageschreiben der KfW ergangen sind. 

                                                                          
1 Stand 15.11.2011 
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Zum Stichtag 15.11.2011 befanden sich 8 406 Darlehen in der Auszahlungsphase; das entspricht 
einem Anteil von 8,026 % der tatsächlich zur Zahlung von Studienbeiträgen verpflichteten Studie-
renden (Zahlfälle im WS 10/11 - s. Anlage). Berücksichtigt man alle bewilligten Darlehen, also auch 
solche, die sich aktuell nicht mehr in der Auszahlungsphase befinden, liegt die Quote bei 14,002 %.  

Zu 8:  

Hochschulen Stellungnahmen der Hochschulen 

Technische Universität  
Braunschweig (TU BS) 

Verschiedene Einrichtungen der TU BS beraten zu diesem Thema und 
stellen den Studierenden Ansprechpartner zur Verfügung. Vorrangig 
sind dies: 
– Studienservice-Center in Kooperation mit dem Studentenwerk Ost-

Niedersachsen (Sozialberatung), 
– Immatrikulationsamt (spezielle Studienfinanzierungsberatung), 
– Zentrale Studienberatung. 
Anfang November 2011 konnte erstmals eine „Studienfinanzierungs-
messe“ an der TU für alle Studieninteressierten, Studienanfänger sowie 
Studierenden stattfinden. Hier haben die jeweiligen Ansprechpartner 
aus den Einrichtungen zu diesem Thema umfassende Informationen 
für die Studierenden bereitgestellt und Fragen beantwortet. Nähere In-
formationen sind für alle Interessierten zugänglich auf den Internetsei-
ten: 
https://www.tu-braunschweig.de/studium/studierende/abgaben/ 
studienbeitrag/nhg  
https://www.tu-braunschweig.de/sc/mehrinformationen/sozialberatung  
http://presse.rz.tu-bs.de/presseinformationen/?p=2354 . 

Technische Universität  
Clausthal (TU CL) 

Die TU Clausthal informiert über die Möglichkeit eines Studienbeitrags-
kredites auf den Internetseiten der Hochschule 
(http://www.studienzentrum.tu-clausthal.de/studentensekretariat/ 
semesterbeitrag/studienbeitragsdarlehen/).  
Nachfragen von Studienbewerbern und bereits Studierenden zeigen, 
dass diese Informationen auch zur Kenntnis gelangen.  
Darüber hinaus sind die Beratungseinrichtungen, Zentrale Studienbera-
tung und Studentensekretariat, angewiesen, auf diese Möglichkeit hin-
zuweisen. 

Leibniz Universität Hanno-
ver (LUH) 

An der LUH werden die Bewerber auf zwei Wegen über die Möglichkeit 
eines Darlehens bei der KfW informiert: 
1. In zulassungsbeschränkten Studiengängen erhalten die zugelas-

senen Bewerber einen Zulassungsbescheid, in dem mit einem 
Link zur NBank darüber informiert wird. Die Höhe des Semester-
beitrages sowie die Arten der Gebühren und Beiträge werden in 
einem gesonderten Merkblatt erklärt. 

2. Bei zulassungsbeschränkten Studiengängen erfolgt eine Ein-
schreibung ohne vorherige Zulassung. Die Informationen zu den 
Einzelposten des Semesterbeitrages und zum Darlehen stehen in 
diesen Fällen auf dem Ausdruck der Online-Bewerbung, den der 
Bewerber unterschreiben muss und an die LUH sendet. 

Ansonsten gibt es einen allgemeinen Hinweis im Internet unter dem 
Link: 
http://www.uni-hannover.de/de/studium/immatrikulation/ 
studienbeitraege/ . 

Medizinische Hochschule 
Hannover (MHH) 

An der MHH wird darüber obligatorisch in der Einzelberatung der Stu-
dierenden vor und während der Einschreibung informiert. 
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Universität Oldenburg Es werden auf der Homepage der Universität im sog. Studierendenpor-
tal im Bereich der Studienbeiträge auf die Möglichkeiten von Studien-
beitragsdarlehen hingewiesen  
(http://www.studium.uni-oldenburg.de/47533.html) und Ansprechpart-
ner benannt. Ebenso auf der Homepage des Studentenwerks 
(http://www.studentenwerk-oldenburg.de/finanzierung.html). Das Stu-
dentenwerk ist auch für die persönliche Finanzierungsberatung zustän-
dig. 

Universität Osnabrück  An der Universität Osnabrück erfolgt die Information: 
a) über das Internet, 
b) in der jährlichen Broschüre - Studienbeiträge Aufkommen und Ver-

wendung, 
c) über die persönlichen Beratung,  
d) über Telefon-Infoline/Infopoint und  
e) in "Wichtige allgemeine Hinweise": Bestandteil der schriftlichen 

Erstsemesterinformationen; Versand zusammen mit Einschreibun-
terlagen.  

Hochschule für Bildende 
Künste Braunschweig 
(HBK) 

Auf der Homepage der HBK stehen unter der Rubrik "Studium" aus-
führliche Informationen zum Studienbeitrag und zur Finanzierungsmög-
lichkeit über das Studienbeitragsdarlehen zur Verfügung. 
(http://www.hbk-bs.de/studium/studienbeitraege/). 
Darüber hinaus erhalten alle Studienbewerberinnen und Studienbe-
werber bereits bei Zulassung zum Studium den Flyer "Studienbeiträge 
und Langzeitstudiengebühren in Niedersachsen" der Koordinierungs-
stelle für die Studienberatung Niedersachsen sowie die Produktinfor-
mation zum "Niedersachsen-Studienbeitragsdarlehen" der NBank. 
Die Informationsblätter zur Immatrikulation und Rückmeldung der HBK 
enthalten ebenfalls Hinweise auf das Studienbeitragsdarlehen. 

Hochschule für Musik, 
Theater und Medien Han-
nover (HMTMH) 

Eine Information und Beratung erfolgt an der HMTMH durch das Im-
matrikulations- bzw. Prüfungsamt. 

Universität Vechta In erster Linie weist die Universität Vechta über die Homepage auf die 
Finanzierungsmöglichkeiten hin. Über die Internetseiten zum Thema 
Studienbeiträge werden die Informationen zu den Finanzierungsmög-
lichkeiten zielgerichtet und in einfachen Schritten zur Verfügung ge-
stellt.  
Ausgehend von der Startseite der Studienbeiträge werden bereits unter 
dem ersten Menüpunkt der „Allgemeinen Informationen“ die Themen 
Studienbeiträge, Zusammensetzung des Semesterbeitrages sowie Fi-
nanzierungsmöglichkeiten behandelt.  
In diesem Zusammenhang wird an entsprechender Stelle auf die Inter-
netseiten der NBank verlinkt, auf denen die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber alle Informationen zur Gewährung eines Niedersach-
sen-Studienbeitragsdarlehens erhalten. Zusätzlich wird auf die Inter-
netseite des Bundesverwaltungsamtes verlinkt, auf der ausführliche In-
formationen zur Gewährung eines Bildungskredites zu finden sind.  
Weitere Informationen stehen für die Studierenden auf den Seiten des  
Immatrikulationsamtes zur Verfügung. 
Im Menüpunkt Informationen wird zum Einen ausführlich auf die Zu-
sammensetzung der Beiträge und Entgelte sowie die Langzeitstudien-
gebühren hingewiesen und zum Anderen über das Niedersachsen- 
Studienbeitragsdarlehen informiert. In diesem Informationsartikel wird 
auf die NBank und auf das Portal der KfW verlinkt. 
Als zusätzlichen Service für die Erstsemester wird auf der Einschreib-
seite, die die Zugelassenen anklicken müssen, um sich einzuschreiben, 
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auf Möglichkeiten der Studienfinanzierung hingewiesen. Der separate 
Artikel dazu ist verlinkt mit der Eingangsseite „Studienfinanzierung“ des 
zuständigen Studentenwerks Osnabrück, das unseren Studierenden 
umfassende Beratung hinsichtlich der Studienfinanzierung anbietet. 
Neben den jederzeit gut zugänglichen Informationen auf der Internet-
seite  findet sich schließlich auch im Datenerhebungsbogen, den die 
Einschreiber/Einschreiberinnen ausfüllen müssen, ein Hinweis auf das 
Niedersachsen-Studienbeitragsdarlehen - ausgefüllt liefert der Daten-
erhebungsbogen der Universität die Information, ob ein Antrag gestellt 
worden ist oder nicht. 

Hochschule Braunschweig/ 
Wolfenbüttel (Ostfalia) 

Die Hochschule informiert die Studierenden bereits bei der Immatrikula-
tion über die verschiedenen Möglichkeiten der Studienfinanzierung  
und den Studienbeitragskredit. Dies geschieht sowohl in Papierform bei 
der Bewerbung und Einschreibung als auch über die entsprechenden 
Internetseiten der Hochschule. 

Hochschule Hannover Die Hochschule hat eine Servicestelle „Studienbeiträge“ eingerichtet. 
Auf einer Internetseite wird neben der persönlichen Beratung ein um-
fangreiches Informationsangebot zum Thema Studienbeiträge und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten angeboten. 

Hochschule Hildesheim/ 
Holzminden/Göttingen 
(HAWK) 

Auf die Möglichkeit des Studienbeitragskredits werden alle Studieren-
den bei ihrer Immatrikulation hingewiesen; eine entsprechende Infor-
mation ist in jedem Zusageschreiben an neu einzuschreibende Studie-
rende enthalten. Zudem finden sich Informationen auf der Homepage 
der Hochschule und die Mitarbeiterinnen des Immatrikulationsamtes 
weisen zudem in persönlichen Gesprächen auf diese Finanzierungs-
möglichkeit hin. 

Hochschule Emden/Leer Die Hochschule Emden/Leer informiert in der Studienberatung über die 
Möglichkeiten der Studienfinanzierung. Darüber hinaus wird auf der 
Homepage der Hochschule durch entsprechende Links auf die Thema-
tik hingewiesen. 

Hochschule Wilhelmsha-
ven/ 
Oldenburg/Elsfleth 
(Jade Hochschule) 

Die Jade Hochschule informiert in den Zulassungsbescheiden und Ein-
schreibbestätigungen regelmäßig zur Möglichkeit der Finanzierung des 
Studienbeitrages durch die NBank. Weiter sind auch auf der Homepa-
ge der Hochschule Informationen hierzu abrufbar. 

Universität Göttingen  
(einschließlich Universi-
tätsmedizin) 

Auf die Möglichkeiten des niedersächsischen Studienbeitragsdarlehens 
wird prominent unter der Einstiegsseite STUDIUM auf der Universi-
tätswebseite verwiesen. Gleichzeitig wird von der Seite „Semesterbei-
träge“ unter der Kategorie „Studienbeitragsdarlehen“ verlinkt auf eine 
Seite, die Schritte zum Studienbeitragsdarlehen Niedersachsen erklärt 
inklusive Links zu NBank und KfW. Die Studienzentrale der Universität 
weist im Rahmen ihrer Informations- und Beratungsangebote zur Stu-
dienfinanzierung (Studentensekretariat, Studienberatung) regelmäßig 
auch auf das Studienbeitragsdarlehen des Landes hin. Für Fragen zu 
Studienbeitrag und Studienbeitragsfinanzierung werden täglich speziel-
le Beratungszeiten angeboten. Zudem werden Studieninteressierte und 
Studierende auch über Printprodukte, z. B. die Broschüre „Informatio-
nen zum Studienbeginn“ und das Faltblatt „Studienfinanzierung“, ent-
sprechend informiert. Einmal jährlich veranstaltet die Studienzentrale 
der Universität zudem gemeinsam mit dem Studentenwerk Göttingen 
einen „Studienfinanzierungstag“, auf dem auch auf Möglichkeiten der 
Studienbeitragsfinanzierung und das niedersächsische Studienbei-
tragsdarlehen hingewiesen und dazu beraten wird. 
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Tierärztliche Hochschule 
Hannover (TiHo) 

Im Immatrikulationsschreiben an die Studierenden, auf der Homepage 
(unter 
http://www.tiho-hannover.de/de/studium-lehre/informationen-und-
angebote-fuer-studierende/semester-und-studienbeitraege) sowie im 
Beratungsgespräch durch das Dezernat für studentische und akademi-
sche Angelegenheiten werden die Studierenden informiert. 

Universität Hildesheim Die Universität informiert ausführlich auf ihren Webseiten über alle 
Möglichkeiten der Studienfinanzierung, u. a. auch über das Nieder-
sachsen-Studienbeitragsdarlehen. Studienanfänger werden gezielt in-
formiert. 

Universität Lüneburg Die Universität Lüneburg hat verschiedene Ansprechpersonen und In-
formationsstellen geschaffen, die Fragen von Studierenden entgegen-
nehmen und beratend zur Seite stehen können. So können sich die 
Studierenden mit ihren Fragen bzw. mit der Frage der Finanzierungs-
möglichkeiten des Studiums u. a. an die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Studierendenservices wenden. Ergänzend kann die Ombuds-
person der Universität Auskunft zu Finanzierungsoptionen geben bzw. 
an die entsprechenden Informationsstellen universitätsintern wie uni-
versitätsextern verweisen. Ein expliziter Verweis auf den Studienbei-
tragskredit erfolgt dabei in der Regel nicht, dieser ist vielmehr eingebet-
tet in ein Optionsportfolio verschiedener Finanzierungsquellen. Ent-
sprechende umfangreiche Informationen sind auf den Webseiten in die 
zielgruppenspezifischen Seiten für Studieninteressierte eingebunden. 
Die detaillierte Beratung und Betreuung bei Fragen zur Finanzierung 
des Studiums und eine umfassende Vorstellung der Option des Stu-
dienbeitragskredits leistet grundlegend das Studentenwerk OstNieder-
sachsen. Auf dieses Angebot wird von den Universitätsmitarbeiterinnen 
und Universitätsmitarbeitern ebenfalls verwiesen. 

Hochschule Osnabrück Auf die Möglichkeit von Studienbeitragskrediten wird durch den Inter-
netauftritt, durch Broschüren sowie durch persönliche Ansprache im 
Studierendensekretariat hingewiesen. 

 

 

Prof. Dr. Johanna Wanka 
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